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Susanne Pernicka, Ulrike Mühlberger*

Abhängige Selbständigkeit in der Versicherungswirtschaft – 
Neue Konflikte im Spannungsfeld traditioneller
Vertretungsstrukturen**

Die Transformation hierarchischer betrieblicher Steuerung in relationalen Vertrags- und 
Tauschbeziehungen hat in vielen europäischen Ländern zu einer Zunahme abhängiger Selb-
ständigkeit geführt. Aufgrund des Graubereichs zwischen selbständiger und unselbständiger 
Beschäftigung stellen abhängig Selbständige eine Herausforderung für die traditionellen Hand-
lungs- und Organisationslogiken der Verbände der Arbeitsbeziehungen dar. Der Aufsatz 
nimmt die Organisationsfähigkeit und -probleme der Gewerkschaften und Wirtschaftsverbän-
de in den Blick, exemplifiziert diese anhand einer qualitativen Untersuchung der österreichi-
schen Privatversicherungswirtschaft und kommt zu dem Schluss, dass die Konflikte zwischen 
Arbeit und Kapital längst nicht mehr ausschließlich zwischen Gewerkschaften und Arbeitge-
berverbänden verlaufen, sondern zunehmend verbandsintern ausgetragen werden. Dies führt 
entweder zu einer Zunahme an Interessensdivergenzen, die unter Umständen mit Abspaltung 
und Partikularismus einzelner Gruppen beantwortet werden, oder – wie in dem untersuchten 
Fall durch die Gewerkschaften – zur Ignoranz des Problems. In beiden Fällen wird das Prob-
lem der Interessensaggregation kurzfristig gelöst; Solidarität und vor allem verhandlungs-
schwächere Gruppen dürften dabei aber langfristig auf der Strecke bleiben. 

Dependent Self-employment in the Insurance Industry.
New Conflicts within Traditional Industrial Relations Structures 
The shift towards hierarchical governance structures of outsourcing relationships has led to an 
increase in dependent forms of self-employment. These forms of work which are a grey area 
between dependent employment and self-employment pose a new challenge to the traditional 
organisational logic of capital and labour. On the basis of an in-depth case study in the Aus-
trian insurance industry, this paper analyses the new challenges to trade unions and business 
associations. We conclude that the traditional conflict lines between labour and capital become 
fuzzy as they are increasingly prevalent within the interest organisations rather than between 
them, resulting in a divergence of interests within the organisations. We show that this devel-
opment leads to a sectionalism of specific groups and – as we observe in the case of trade un-
ions – to an ignorance of the problem. In both cases, the problem of interest aggregation is 
solved in the short-term, but solidarity and especially groups with lower levels of bargaining 
power are predicted to lose out. 
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1. Einleitung 
Seit längerer Zeit wird in der Literatur diskutiert, dass Beschäftigungsverhältnisse in 
Marktverhältnisse umgewandelt und damit Teile der hierarchischen Steuerung durch 
relationale Vertragsbeziehungen ersetzt werden. Empirische Arbeiten haben gezeigt, 
dass Rationalitäten wie die Kostenreduktion durch die Transformation von fixen zu 
variablen Kosten (also eine Erhöhung der finanziellen Flexibilität), die Erhöhung der 
numerischen Flexibilität, die Externalisierung von Teilen des unternehmerischen Risi-
kos (Accornero/Altieri/Oteri 2001; Grimshaw/Rubery 2005; Keller/Seifert 2005; 
2007; Muehlberger 2007a) und die Umgehung von arbeits- und sozialrechtlichen Ge-
setzen und kollektivvertraglichen Vereinbarungen (ILO 2003; Sciarra 2004; Supiot 
2001) wesentliche Determinanten für personelle Auslagerungen sind.  

Eine Reihe von internationalen Studien belegt, dass ein wachsender Anteil dieser 
Auslagerungen in wirtschaftliche Abhängigkeitsverhältnisse mündet, in denen formal 
selbständige Auftragnehmerinnen1 nach wie vor stark in die Organisation des Auf-
traggebers integriert sind. Die neue Selbständige büßt dabei allerdings große Teile ih-
rer sozialen, arbeitsrechtlichen und kollektivvertraglichen Absicherung sowie ihre be-
trieblichen Mitbestimmungsrechte ein (Burchell/Deakin/Honey 1999; Freedland 
2003; Grimshaw/Rubery 2005; ILO 2003; Muehlberger 2007ab; OECD 2000; Schul-
ze-Buschoff/Schmidt 2005). 

Diese Entwicklung führt nach Voß und Pongratz (1998; Pongratz/Voß 2003) 
zu einer Rekommodifizierung der Ware Arbeit, die durch die Entstehung eines neuen 
Idealtypus, den „Arbeitskraftunternehmer“, charakterisiert sei. Dieser ist durch den 
Zwang zur verstärkten Ökonomisierung der eigenen Arbeitsfähigkeiten und -leis-
tungen, zu Selbstkontrolle bis hin zur Verbetrieblichung der alltäglichen Lebensfüh-
rung charakterisiert. Baethge (1991) argumentiert, dass sich durch den gestiegenen 
Stellenwert von marktgetriebener Selbststeuerung der Bedarf und auch die Bereit-
schaft zu normativer Selbstverpflichtung sowohl der selbständig als auch der unselb-
ständig Tätigen erhöht haben. Dadurch werden nicht nur die Grenzen zwischen selb-
ständiger und unselbständiger Arbeit durchlässig; auch neue Formen der abhängigen 
Solo-Selbständigkeit bzw. von Ein-Personen-Unternehmen2 (EPU) entstehen (Bur-
chell et al. 1999; EIRO 2002; Muehlberger 2007a, 2007b).

Vor diesem Hintergrund behandeln wir in diesem Beitrag die Frage, wie sich die 
zunehmende Verbreitung abhängiger Selbständigkeit auf die Organisationsfähigkeit 
der Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände, das heißt, deren Fähigkeit, Interessen 
zu organisieren, innerverbandlich zu aggregieren und durchzusetzen, auswirkt. Da sich 
Mitgliederinteressen entsprechend der jeweiligen Kontextbedingungen unterscheiden, 
dürften in verschiedenen Feldern auch unterschiedliche Organisationsprobleme und 

                                                          
1  Für den gesamten Beitrag gilt, dass sowohl die – abwechselnd – weibliche und männliche 

Schreibweise immer beide Geschlechter meint; wir lehnen uns mit diesem Stil an die ang-
loamerikanische Schreibweise an, die unserer Meinung nach eine gut leserliche Form er-
möglicht.

2  Die Begriffe Solo-Selbständige und Ein-Personen-Unternehmen werden in der Folge syn-
onym verwendet. 
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-prozesse auftreten. Für diesen Beitrag haben wir exemplarisch die österreichische 
Privatversicherungswirtschaft gewählt, in der seit mindestens acht Jahren umfangrei-
che Auslagerungstendenzen zu beobachten sind. Diese Fallauswahl ermöglicht uns 
daher nicht nur den Status quo, sondern auch die Veränderungsprozesse und deren 
Einfluss auf die Interessensverbände im Kontext einer traditionell zentral koordi-
nierten Branche zu beleuchten. Die strukturelle Zuordnung und daraus ableitbare 
objektive Interessenslagen sind in diesem Feld ebenso unklar wie die Interessens-
perzeptionen und Identitäten der beteiligten Akteure. Wir nehmen daher sowohl 
organisationsstrukturelle Konfliktfelder innerhalb korporatistischer Verbände als 
auch die Problemperzeptionen und diesbezügliche Bearbeitungsstrategien der ver-
bandlichen Akteure in den Blick. 

Der Aufsatz ist folgendermaßen gegliedert: In Kapitel 2 werden, gestützt auf 
traditionelle und neuere Erkenntnisse der Verbändeforschung und des Neo-Kor-
poratismus, die theoretischen Grundlagen erschlossen, um daraus Hypothesen für 
die empirischen Untersuchung abzuleiten. Kapitel 3 beschreibt die Methodik und 
liefert eine Begründung für die Fallauswahl, die sich vor allem auf die jüngsten Ent-
wicklungen in der Versicherungswirtschaft bezieht. In Kapitel 4 werden die empiri-
schen Forschungsergebnisse zunächst beschrieben und anschließend einer theorie-
geleiteten Diskussion unterzogen. In Kapitel 5 ziehen wir die Schlussfolgerungen. 

2. Theoretische Perspektiven 
Für die Akteure der industriellen Beziehungen bedeuten personelle Auslagerungen 
insbesondere eine Heterogenisierung und Fragmentierung der Interessen ihrer Klien-
tel. Die organisatorischen Grenzen zwischen den korporatistischen Verbänden der 
Arbeitsbeziehungen bilden nur noch bedingt die realen Interessensgegensätze ab. Der 
Konflikt zwischen Arbeit und Kapital wird nicht mehr ausschließlich zwischen Ge-
werkschaften und Arbeitgeberverbänden, sondern zunehmend verbandsintern ausge-
tragen. Diese Entwicklung berührt insbesondere die Gewerkschaften als freiwillige 
Mitgliederorganisationen und Erzeuger kollektiver Güter, müssen sie ihre Mitglieder 
doch doppelt binden: sowohl durch Leistungsangebote als auch durch eine ideologie-
basierte, kollektive Identität (Alemann 2002; Offe/Wiesenthal 1980). Die Mitglied-
schaftslogik (Schmitter/Streeck 1981; 1999) moderner Gewerkschaften wird aber 
nunmehr vor allem durch die Heterogenität, die Auflösung gemeinsamer Identitäten 
und die Veränderlichkeit der Interessen der Beschäftigten bestimmt, weil sich durch 
den wirtschaftlichen Strukturwandel das Vertretungssubjekt immer wieder neu „zu-
sammensetzt“ (Silver 2003). Die strukturelle Vereinzelung wachsender Teile ihrer 
Klientel dürfte daher sowohl eine (Neu-)Konstruktion von kollektiven Identitäten als 
auch die Gewinnung neuer Mitglieder substanziell erschweren.  

Dem gegenüber werden Unternehmensverbänden hinsichtlich ihrer Organisa-
tionsfähigkeit prinzipielle Vorteile unterstellt: Unabhängig von ihren Interessen verfü-
gen Unternehmen üblicherweise über eine größere Finanzkraft als Arbeitnehmerin-
nen. Die vergleichsweise größere Anzahl von Unternehmensverbänden im Gegensatz 
zu Gewerkschaften wird daher vor allem auf deren Fähigkeit zurückgeführt, einen hö-
heren Mitteleinsatz ihrer Mitglieder mobilisieren zu können, um 1) gemeinsame und 
durchsetzungsrelevante Interessen zu identifizieren und 2) diese Interessen durchzu-
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setzen (Traxler 1993; Traxler/Blaschke/Kittel 2001). Eine Folge dieses strukturellen 
Vorteils besteht darin, dass Interessensheterogenität in Unternehmensverbänden eher 
als in Gewerkschaften durch organisationale Verselbständigung und Partikularismus 
beantwortet werden kann, weil dafür tendenziell mehr Ressourcen vorhanden sind.  

Die Interessenshomogenität der korporatistischen Verbandsmitglieder entsprach 
und entspricht daher eher einem handlungsmächtigen Mythos als der Realität (Hyman 
2005) und ist vor allem in Bezug auf die Gewerkschaften als ideologische Kompensa-
tion fehlender Ressourcen zu begreifen. Die soziale Konstruktion einer einheitlichen 
Interessenslage und Identität hat nämlich einen erheblichen Vorteil: Sie erleichtert die 
Mitgliedergewinnung, Interessensaggregation und Folgebereitschaft der (potenziellen) 
Verbandsmitglieder und trägt damit zur Interessensdurchsetzung bei. Es stellt sich 
zunächst die Frage, welche Interessen verbandlich organisiert, wie sie verbandsintern in 
eine gemeinsame Politik transformiert werden sollen und kraft welcher Legitimations-
ressourcen die Mitglieder auf diese Politik verpflichtet werden können (Traxler/Zeiner 
1997, 371). Wenn sich Interessen nun zunehmend ausdifferenzieren und kollektive 
Identitäten als ideologisches Bindemittel für eine gemeinsame Problemsicht auflösen, 
dann geraten Verbände in Gefahr, ihre Legitimität und damit Mitglieder (einzeln oder 
als sich abspaltende Gruppe) einzubüßen (Pernicka/Holst 2007). Bereits für Ende der 
1970er Jahre konstatierte Müller-Jentsch (1985) für die Gewerkschaften eine „Krise 
der Interessensaggregation“, die durch die wachsende Heterogenität und Fragmentie-
rung der Beschäftigung und die nunmehrige strategische Erweiterung der Mitglieder-
struktur um Solo-Selbständige noch verschärft wurde. Aber auch Unternehmensver-
bände sind mit einer zunehmenden Interessensvielfalt und -heterogenität ihrer Mit-
gliedschaft konfrontiert, die sich etwa im wachsenden Anteil von Solo-Selbständigen 
bzw. Einpersonenunternehmen in jungen Wirtschaftsbereichen (z.B. Informations-
technologie, Unternehmensberatung) manifestieren.  

Wie Verbände diese Probleme beantworten, lässt sich analytisch zunächst als 
Frage ihrer Organisationsfähigkeit begreifen. Gestützt auf einschlägige Literatur zur 
Verbändeforschung und zum Neo-Korporatismus konzipieren wir die Organisa-
tionsfähigkeit von intermediären Verbänden als mehrdimensionales Problem aus 
Rekrutierung, Interessensaggregation und -durchsetzung (Offe/Wiesenthal 1980; 
Pernicka/Holst 2007; Schmitter/Streeck 1981; 1999; Traxler 1993; Traxler/Huemer 
2007; Weitbrecht 1969). In den folgenden Ausführungen werden mögliche theoreti-
sche Implikationen einer Erweiterung und zunehmenden Heterogenisierung der 
Mitgliedsdomänen für die verbandliche Organisationsfähigkeit analysiert und daraus 
Hypothesen abgeleitet, die im empirischen Teil des Beitrags anhand der Beobach-
tungen im Feld der Versicherungswirtschaft überprüft und explorativ erweitert wer-
den.

1) Rekrutierungsfähigkeit

Unter Rekrutierungsfähigkeit wird die Fähigkeit der Verbände verstanden, Mitglieder 
zu gewinnen und dauerhaft an die Organisation zu binden. Für Unternehmen gilt, 
dass deren Neigung sich zu organisieren, mit der Größe zunimmt, da die Beitragskos-
ten relativ gesehen abnehmen, während die Chance auf innerverbandliche Durchset-
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zung der eigenen Interessen steigt (Traxler/Brandl/Pernicka 2007). Bezogen auf Solo-
Selbständige nehmen wir daher an: 

Hypothese 1a:  Die Bereitschaft, einem Unternehmerverband beizutreten, steigt mit 
zunehmender Unternehmensgröße, da sich die Relation zwischen 
Kosten und Einfluss verbessert. Daraus folgt, dass kleinere Unter-
nehmen und damit auch Solo-Selbständige bzw. Ein-Personen-
Unternehmen (EPU) – bei Fehlen externer Organisierungsunterstüt-
zung (z.B. Pflichtmitgliedschaft) – einen geringeren Organisations-
grad aufweisen als größere Unternehmen. 

Demgegenüber gilt für korporatistische Verbände, die Individuen als Mitglieder rek-
rutieren, dass deren Einflussmöglichkeiten unabhängig vom Einkommen gleich ver-
teilt sind und als Anreize für einen Beitritt daher wegfallen. Externe Organisations-
hilfen, wie etwa die rechtlich verpflichtende Mitgliedschaft in Kammern (hier rele-
vant: Wirtschaftskammer und Arbeiterkammer Österreich) oder die Delegation der 
Arbeitslosengeldverwaltung an die Gewerkschaften (Ghent-System, etwa in Däne-
mark und Schweden) können hier zur Lösung des Rekrutierungsproblems beitragen. 
Fehlen solche institutionellen Unterstützungen, müssen selektive Anreize (Olson 
1965), wie etwa Dienstleistungen und/oder normative Bindungen, generiert werden, 
um Mitglieder für einen dauerhaften Beitritt zu gewinnen. Mit dem Bedeutungsver-
lust traditioneller Beitrittsmotive, kollektiver Identitäten und ideologischer Bindun-
gen, vor allem in Bezug auf die Gewerkschaften, wächst neben den individuellen 
Leistungsanreizen auch die Bedeutung emotionaler Bindungen, die sich allerdings 
nur über soziale Beziehungen herstellen lassen. In einem anderen Zusammenhang 
haben wir daher das Konzept der „Präsenz“ vorgeschlagen, das die personalisierten 
Beziehungen zwischen (potenziellen) Mitgliedern und individuellen Akteuren um-
fasst, die der Gewerkschaft „ein Gesicht verleihen“ (Pernicka/Holst 2007, 26ff.). 
Während unpersönliche, anonyme Beziehungen vor allem dazu geeignet sind, einen 
„ökonomischen Tausch“ zwischen den Beteiligten herzustellen, der auf eindeutig de-
finierten Gegenleistungen beruht, die unmittelbar und wechselseitig zu erbringen sind 
(Blau 1963, 139f.), kann eine persönliche soziale Beziehung zwischen den Beteiligten 
einen „sozialen Tausch“ zwischen Mitglied und Gewerkschaft(-repräsentantin) ermög-
lichen. Eine persönliche Bindung kann entweder auf Basis von realen, face to face-
Interaktionen entstehen oder – in abgeschwächter Form – durch virtuelle Beziehun-
gen zu Identifikationssubjekten, also Personen, die für die Organisation stehen und 
aufgrund ihrer Popularität und Bekanntheit eine emotionale Bindungswirkung entfal-
ten. Grundlage des so generierten „sozialen Tausches“ ist Vertrauen (Blau 1963), also 
eine positiv besetzte, personalisierte Beziehung zwischen Organisation und Mitglied, 
die schließlich auch in eine normative Bindung und Identifizierung mit den kollektiven 
Zielen eines Verbandes mündet und in der Folge zu einem Beitritt führen kann. Wäh-
rend die Präsenz der Gewerkschaften in den Unternehmen durch die im dualen Sys-
tem von betrieblicher und überbetrieblicher Interessensvertretung gesetzlich veranker-
ten Betriebsräte größtenteils gewährleistet wurde und teilweise immer noch wird, sind 
Unternehmensverbände jedenfalls auf überbetriebliche Mitgliederwerbung (z.B. durch 
Medienpräsenz) angewiesen, was ihnen aufgrund besserer finanzieller Ressourcenaus-
stattung zumindest leichter fallen dürfte als den Gewerkschaften. 



Zeitschrift für Personalforschung, 23(1), 28-46 DOI 10.1688/1862-0000_ZfP_2009_01_Pernicka  33 

Mit dem Wandel der Unternehmensteuerung und -strukturen in Richtung Markt 
und netzwerkartige Organisationsformen (Grimshaw/Rubery 2005; Powell 1996, 
213ff.) lösen sich allerdings auch die genannten traditionellen Formen eines kontinu-
ierlichen und direkten sozialen Austausches zwischen den Beschäftigten/Auftrag-
nehmern und zwischen diesen und etwaigen Gewerkschaftsvertretern (vor allem Be-
triebsrätinnen) zunehmend auf. Dies schwächt die physische Präsenz der Gewerk-
schaften nachhaltig. Virtuelle und überbetriebliche Formen der Mitgliedergewinnung 
(z.B. Internet, Telekommunikation, betriebsübergreifende Kampagnen etc.) bieten 
sich den Gewerkschaften als Alternativszenarien an, um potenzielle Mitglieder zu ad-
ressieren und für einen Beitritt zu gewinnen. Ob diese Formen der Präsenz den per-
sönlichen Kontakt vollständig ersetzen können, ist allerdings zweifelhaft. Für die hier 
interessierende Gruppe nehmen wir daher an: 

Hypothese 1b:  Ohne institutionelle Unterstützung (z. B. Ghent-System) erfolgt die 
gewerkschaftliche Mitgliedergewinnung durch selektive Anreize (öko-
nomischer Tausch) und normative Bindung (sozialer Tausch). Das 
hohe Ausmaß an räumlicher und zeitlicher Flexibilität von Solo-
Selbständigen erschwert die Bedingungen für eine Mitgliedergewin-
nung durch sozialen Tausch. 

2) Interessensvereinheitlichung 

Ein weiteres Problem, das insbesondere aufgrund der zunehmenden Heterogenität der 
Arbeits- und Auftragsverhältnisse an Intensität gewonnen hat, ist die Aggregation der 
Mitgliederinteressen, die sich umso schwieriger gestaltet, je breiter die Verbandsdo-
mänen ausfallen. Unternehmen weisen als Interessensgruppe ein ungleich höheres 
Ausmaß an Heterogenität auf (etwa in Bezug auf Firmengröße, Marktmacht und 
Handlungsorientierungen, Arbeitgeber- und/oder Produktmarktinteressen) als Ge-
werkschaften. In Kombination mit einer verhältnismäßig besseren Ressourcenausstat-
tung liegt die Anzahl der Unternehmerverbände im internationalen Vergleich daher 
deutlich über jener der Gewerkschaften (Traxler 1993; Traxler/Brandl/Pernicka 
2007). Daraus ergibt sich die Annahme, dass Unternehmerverbände eher als Arbeit-
nehmervertretungen über die Fähigkeit verfügen, Interessensdivergenzen mangels an-
derer Alternativen mit Partikularismus zu begegnen. Die Identifizierung und organisa-
torische Verselbständigung von Interessen erfordern nämlich finanzielle Ressourcen, 
über die Arbeitnehmerinnen im Gegensatz zu Unternehmen oft nicht verfügen. Abge-
sehen von schlagkräftigen Gruppen, die sich von der Gesamtorganisation abspalten 
(z.B. die deutsche Pilotenvereinigung Cockpit), steht Gewerkschaftsmitgliedern diese 
exit-option (Hirschman 1974) daher kaum zur Verfügung, wodurch der Druck, intra-
organisatorische Konflikte innerhalb der Gewerkschaft zu lösen, wächst. Zieht man 
die wachsende Anzahl von EPU mit geringer ökonomischer Kapitalausstattung in Un-
ternehmensverbänden in Betracht, dürfte es zumindest für diese Gruppe daher zu ei-
ner Annäherung an die Organisationslogiken der Gewerkschaften kommen. Im Fall 
des Scheiterns einer Konfliktlösung ist eine „Vermeidung“ der Konflikte neben der 
vollständigen Abspaltung auch durch das Organisationsprinzip der „lose gekoppelten 
Anarchie“ (Lösche 1998) denkbar: Organisationsstrukturell weitgehend unverbundene 
Teile aggregieren ihre Interessen, ohne zu einer Vereinheitlichung der gesamten In-



34 Susanne Pernicka, Ulrike Mühlberger: Abhängige Selbständigkeit in der Versicherungswirtschaft 

teressen zu gelangen (Pernicka/Blaschke/Aust 2007). Für beide Seiten der industriel-
len Beziehungen stellen wir daher folgende Hypothese auf: 

Hypothese 2:  Eine steigende Heterogenität der (potenziellen) Mitglieder verstärkt 
den Druck in Richtung organisationspolitische Ausdifferenzierung 
und/oder Abspaltung sowohl für Gewerkschaften als auch für Un-
ternehmerverbände aufgrund des Aggregationsproblems. Je höher 
die finanzielle Ausstattung des Verbands, desto eher kommt es zur 
vollständigen Abspaltung. 

3) Durchsetzungsfähigkeit 

Die Durchsetzung von Unternehmerinteressen wird unabhängig von jeder zielgerich-
teten, verbandlichen Interessensvertretung durch die Marktkonkurrenz der Unter-
nehmer selbst und die Regulierungsfunktion des Staates gefördert (Offe/Wiesenthal 
1980). Unternehmenspolitik zielt letztlich auf die Durchsetzung des Eigeninteresses 
am Markt. Für die hier interessierende Gruppe der Solo-Selbständigen dürfte zumin-
dest die Machtfrage eindeutig zugunsten einer kollektiven Organisierung geklärt sein: 
Die Verfolgung von Marktinteressen (z. B. Markteintrittsbarrieren, -schließungs-
strategien etc.) erfordert eine gewisse Marktmacht, die im Fall der individualisierten 
Einzelunternehmen nur über Verbandszusammenschlüsse realisierbar ist. Arbeitgeber-
interessen ergeben sich für diese Gruppe mangels eigener Beschäftigten keine. Die 
hier interessierende Gruppe der Solo-Selbständigen ähnelt auch in dieser Hinsicht e-
her Arbeitnehmerinnen: Die Verfolgung und Durchsetzung ihrer Interessen sowohl 
gegenüber ihren Auftraggebern als auch gegenüber ihren Mitkonkurrenten setzt die 
Organisierung einer kritischen Masse von Gleichgesinnten voraus.  

Wie oben bereits erwähnt, nimmt neben der potenziellen Interessensheterogenität 
auch die Gefahr des „Trittbrettfahrens“ (Olson 1965) Einfluss auf die Durchsetzungs-
fähigkeit. Je geringer das Vertrauen in den Verband (sozialer Tausch) und je ungünsti-
ger die unmittelbare Kosten-/Nutzenrelation (ökonomischer Tausch) für das einzelne 
(potenzielle) Mitglied ausfallen, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit, dass Mitglie-
der den freiwilligen Verband verlassen bzw. erst gar nicht beitreten oder sich als 
Gruppe abspalten, um einen eigenen (Konkurrenz-) verband zu gründen. Auf Basis 
dieser Analyse stellen wir folgende Hypothese auf: 

Hypothese 3a:  Eine Heterogenisierung der Mitgliedschaft von Verbänden führt – 
bei vorhandenen finanziellen Mitteln – zu Partikularisierungstenden-
zen. Eine organisatorische Abspaltung interessenspolitisch homoge-
ner Gruppen kann die Durchsetzungsmacht erhöhen, weil sie ihre 
Anliegen „mit einer Stimme“ vorbringen können, ohne auf organisa-
tionsinterne Interessengegensätze Rücksicht nehmen zu müssen.    

Für Gewerkschaften gilt im Besonderen, dass ihre Durchsetzungsfähigkeit durch das 
Arbeitsrecht oder andere politische Institutionalisierung (z. B. Begutachtungsrecht bei 
Gesetzesvorschlägen, Tarifautonomie) unterstützt wird. Fehlen diese alternativen 
Machtquellen – wie es weitgehend bei neueren Arbeitsformen wie der Solo-Selb-
ständigkeit durch personelle Auslagerungen der Fall ist – hängt die Durchsetzungsfä-
higkeit von der Anzahl der organisierten Mitglieder und deren Mobilisierbarkeit ab: 
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Hypothese 3b:  Grundsätzlich steigt die Durchsetzungsfähigkeit mit der Anzahl und 
Mobilisierbarkeit der organisierten Mitglieder (Organisationsmacht). 
Da abhängig Selbstständige kaum über institutionelle Macht (z.B. 
Arbeitsrecht, Tarifverträge) verfügen, erwarten wir, dass mit ihrer 
Organisierung deren Durchsetzungsmacht gesteigert und die Macht-
asymmetrie zwischen Auftraggebern und Auftragnehmern (Selbst-
ständige) entschärft werden kann.    

3. Methodik und Begründung der Fallauswahl  
In methodischer Hinsicht stützt sich der Beitrag vor allem auf teilstrukturierte Exper-
teninterviews mit haupt- und ehrenamtlichen Funktionären und Funktionärinnen der 
Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck, Journalismus und Papier (GPA-djp) (In-
terview 1), des Gremiums der Versicherungsagenten der WKÖ und des Interessens-
verbandes der österreichischen Versicherungsagenten (IVVA) (Interview 2), des Ver-
bandes der Versicherungsunternehmen (VVO) (Interview 3), des Gremiums der Mak-
ler der WKÖ (Interview 4) und der Interessensgemeinschaft work@external der 
GPA-djp (Interview 5). Zusätzlich wurden relevante Dokumente, Websites und Pub-
likationsmedien der Interessensvertretungen inhaltlich analysiert. 

In den Interviews wurden folgende Themen behandelt: Organisation der Ver-
triebswege, Managementstrategien, Entwicklung des Arbeitsmarktes, betriebliche und 
überbetriebliche Vertretungsstrukturen, Mitgliederpolitik und Dienstleistungen für 
Mitglieder, rechtliche und tarifvertragliche Situation sowie aktuelle Probleme und in-
ternationale Entwicklungen in der privaten Versicherungswirtschaft. Die teilstruktu-
rierten, leitfadengestützten Interviews, die zwischen Februar 2007 und Januar 2008 
durchgeführt wurden, dauerten zwischen einer und zweieinhalb Stunden. Die Inter-
views wurden elektronisch aufgezeichnet und teils wortwörtlich transkribiert. Ein In-
terviewpartner verweigerte die Aufnahme, weshalb nur ein Gedächtnisprotokoll er-
stellt werden konnte. Die Auswertung der Interviews und Dokumente/Internetsites, 
etc. erfolgte mittels einer strukturierten, qualitativen Inhaltsanalyse (Mayring 2003).  

Die Fallauswahl der österreichischen Privatversicherungswirtschaft erfolgte auf-
grund der hohen Variabilität der interessierenden, unabhängigen Erklärungsfaktoren 
für die Verhaltensweisen und Problemperzeptionen der Verbände über den Zeitablauf 
(Arbeits- und Betriebsorganisation, Zusammensetzung der Belegschaft, betriebliche 
und überbetriebliche Vertretungsstrukturen). Ziel der Untersuchung war sowohl eine 
Evaluierung der Güte und Relevanz existierender Theorien als auch die explorative 
Weiterentwicklung des theoretischen Diskurses in den industriellen Beziehungen.

4. Empirische Befunde  
4.1 Die österreichische Versicherungswirtschaft und Solo-Selbständigkeit 
Wie in den meisten europäischen Ländern ist auch die österreichische 
Privatversicherungswirtschaft durch eine hohe Marktkonzentration gekennzeichnet. 
Im Jahr 2006 hielten die vier (zehn) größten Versicherungsunternehmen einen auf 
Basis direkter Prämien im Inlandsgeschäft berechneten Marktanteil von knapp 43 
Prozent (70 Prozent) (VVO 2006). Das Gesamtausmaß der erwirtschafteten 
Bruttoprämien lag im Jahr 2005 bei knapp 15,3 Millionen Euro, der Personalstand 
umfasste rund 26.000 Personen, knapp die Hälfte davon im Außendienst (ibid.). In 
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26.000 Personen, knapp die Hälfte davon im Außendienst (ibid.). In den Jahren 
2000 bis 2004 wurden in der Versicherungswirtschaft trotz Umsatzwachstum in 
Summe knapp 3.500 (oder knapp 13 Prozent) der Vollzeitarbeitarbeitsplätze abge-
baut, während der Anteil der Teilzeitarbeitsplätze im selben Zeitraum deutlich zuge-
nommen hat (AK Wien 2006).

In Vollzeitäquivalenten gerechnet, ergibt sich jedoch ein deutlicher Beschäfti-
gungsrückgang, der sich auf zwei Ursachen zurückführen lässt: Zum einen ist eine 
Verlagerung administrativer Tätigkeiten vom Innen- an den Außendienst und da-
mit verbunden ein Abbau des ersteren zu beobachten. Laut einer Studie im Auf-
trag der GPA (2006) würden im Durchschnitt nur mehr 40 Prozent der Arbeitszeit 
der Außendienstmitarbeiterinnen für Kunden und rund 60 Prozent für Verwal-
tungstätigkeiten aufgebracht, wobei letztere allerdings nicht abgegolten werden. 
Zum anderen folgt die österreichische Versicherungswirtschaft dem internationa-
len Trend, Vertriebsaktivitäten teilweise oder vollständig zu externalisieren 
(Muehlberger 2007a). Die zahlenmäßige Entwicklung der selbständigen Versiche-
rungsagenten zeichnet ein deutliches Bild: In den Jahren zwischen 1997 und 2005 
stieg deren Anzahl um über 600 Prozent auf rund 8.500 Personen an, wobei die 
stärkste Wachstumsbewegung in den Jahren 1996 bis 2000 (480 Prozent) zu ver-
zeichnen war (WKÖ Fachverband der Versicherungsagenten 2007). 

Tab. 1:  Unselbständig Erwerbstätige der Versicherungswirtschaft und
Versicherungsagenten im Vergleich 

 1997 1999 2000 2001 2002 2004 2005 

Innendienstmitarbeiter 14.790 13.042 13.214 11.357 11.037 14.959 14.762 

Außendienstmitarbeiter 13.517 12.461 12.898 13.331 11.629 11.535 11.535 

Beschäftigte in Summe 30.598 27.642 28.530 27.359 25.925 26.494 26.297 

Selbständige Versicherungsagenten 2.781 5.802 6.359 6.964 7.460 7.625 7.700 

Quellen: VVO 2005, VVO 2004, WKÖ Fachverband der Versicherungsagenten 2007. Die Zahlen der Innen- und Außen-
dienstmitarbeiter/innen für die Jahre 1997 bis 2002 exkludieren allerdings jene mit Spezialverträgen und Teilzeitarbeit. 

Die seit einigen Jahren beobachtbaren Auslagerungstendenzen in der österreichischen 
Versicherungswirtschaft haben dazu geführt, dass vormals unselbständig beschäftigte 
Außendienstmitarbeiter einen formalen Statuswechsel hin zur Selbständigkeit vorge-
nommen, d.h. einen Gewerbeschein gelöst haben und damit Pflichtmitglieder der 
Wirtschaftskammer (WKÖ) geworden sind. Dadurch wurden der Gewerkschaft (po-
tenzielle) Mitglieder abgezogen und formal in die Arbeitgeberorganisation integriert. 
Gleichzeitig hat sich die zuständige Gewerkschaft der Privatangestellten (GPA)3 seit 
ihrer Organisationsreform im Jahr 2000 auch für Selbständige ohne eigene Beschäftig-
te geöffnet (Pernicka/Blaschke 2006). Obwohl die formale Vertretungskompetenz 
aufgrund der gesetzlichen Pflichtmitgliedschaft von Gewerbetreibenden und Selb-
ständigen ohne eigene Kammerorganisation (eigene Kammern existieren etwa für 

                                                          
3  Die GPA fusionierte im Jahr 2007 mit der Arbeitergewerkschaft Druck, Journalismus, 

Papier (DJP) und verliert somit den Status einer reinen Angestelltengewerkschaft. Die 
neue Bezeichnung lautet: GPA-djp.  
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Ärzte, Apotheker, Rechtsanwälte) in der WKÖ unbestritten ist, besteht ein Machtge-
fälle zwischen Versicherungsunternehmen und selbständigen Agenten.  

4.2 Das österreichische System der korporatistischen Interessensorganisation 
in der Versicherungswirtschaft 

Hinsichtlich der Interessensorganisierung von Beschäftigten und Unternehmen wird 
in Österreich zwischen den öffentlich-rechtlichen Kammern und den auf freiwilliger 
Mitgliedschaft beruhenden Interessensverbänden unterschieden. Letztere sind Aus-
druck der Vereinsfreiheit und unterliegen dem Vereinsgesetz. Während die Mitglied-
schaft in Kammern (z. B. Wirtschaftskammern, Arbeiterkammern, Kammern für freie 
Berufe wie Ärzte, Architektinnen etc.) verpflichtend ist und daher zur nachhaltigen 
Finanzierung der Organisationen beiträgt, verfügen die freiwilligen Interessensverbän-
de (z.B. Gewerkschaften) lediglich über die Beiträge jener Mitglieder, die erfolgreich 
für einen Beitritt gewonnen werden konnten. Während bei den Kammern Mitglieder-
domänen, Strukturen und Finanzgebarungen öffentlich-rechtlich reguliert sind, defi-
niert das Vereinsgesetz lediglich einen allgemeinen Rahmen für die Gründung, Struk-
tur und Betätigung, innerhalb dessen ein großer Handlungsspielraum für die konkrete 
Ausgestaltung der Organisation besteht, vor allem für die Beantwortung der Frage, 
welche Interessen organisiert werden sollen.

Die angestellten Mitarbeiterinnen der Privatversicherungen sind – ebenso wie alle 
Angestellten und Arbeiter in Österreich – Pflichtmitglieder der Arbeiterkammer; die Ta-
riffähigkeit obliegt allerdings der Gewerkschaft der Privatangestellten (seit 2007: GPA-
djp). Innerhalb der GPA-djp ist der Wirtschaftsbereich 24 (Versicherungen) für die In-
teressensorganisation der Versicherungsangestellten zuständig. Der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad beträgt bei Innendienstmitarbeiterinnen im Branchendurchschnitt 
etwa 25 Prozent, wobei die betrieblichen Organisationsgrade allerdings erheblich zwi-
schen etwa 15 und 90 Prozent schwanken. Bei Angestellten im Außendienst bewegt sich 
der Organisationsgrad in einem Bereich von unter fünf Prozent (Interview 1). 

Das tarifvertragliche Gegenüber der GPA-djp ist der Verband der Versicherungs-
unternehmen (VVO). Die Wirtschaftskammer (WKÖ) verfügt zwar über einen eigenen 
Fachverband der Versicherungswirtschaft, die Kollektivvertragsfähigkeit und die damit 
verbundenen gesetzgeberischen Funktionen wurden allerdings bereits 1951 an den frei-
willigen Mitgliederverband VVO übertragen. Dieser weist ebenso wie der WKÖ-
Fachverband einen 100%igen Organisationsgrad auf, was auf die große normative Sog-
wirkung der Pflichtmitgliedschaft in der WKÖ schließen lässt (Interview 3). Die Kollek-
tivvertragsabschlüsse sind – für österreichische Verhältnisse außergewöhnlich – nach 
Beschäftigtengruppen differenziert: Angestellte im Innendienst und Außendienst unter-
liegen unterschiedlichen Kollektivverträgen (KV). In den KV dominieren die üblichen 
Lohn- bzw. Gehaltsbestimmungen; für den Außendienst sind die Bestimmungen über 
Provisionsfortzahlungen nach Auflösung des Dienstverhältnisses hervorzuheben. Dem-
nach hat der Dienstnehmer Anspruch auf Folgeprovisionen in der Höhe von 50 Pro-
zent, gemessen an dem Anspruchsniveau bei einem aufrechten Dienstverhältnis (KV 
Außendienst 2005, §6). Eine solche Regelung existiert für selbständige Versicherungs-
agentinnen nicht, sie haben keinerlei Anspruch auf Folgeprovisionen nach Beendi-
gung ihres Agenturvertragsverhältnisses mit dem Versicherer.  
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Während also die Angestellten der Versicherungswirtschaft in das Arbeitsrecht 
und das umfassende österreichische Kollektivvertragssystem eingebunden sind, das 
einen nahezu 100%igen Deckungsgrad aufweist (Traxler/Behrens 2002), unterliegen 
die selbständigen Versicherungsagenten seit 1997 der Gewerbeordnung (reglementier-
tes Gewerbe, davor: freies Gewerbe) und damit dem Bürgerlichen Gesetzbuch, das 
ihnen theoretisch eine Position als ebenbürtige Vertragspartner zu ihren Auftragge-
bern einräumt, was allerdings in der Praxis nicht unbedingt der Fall sein muss. Arbeit-
nehmerschutzbestimmungen finden daher ebenso wenig Geltung wie etwaige Min-
destentgelte (-honorare). In Bezug auf die rechtliche Grundlage der Austauschbezie-
hung, des Machtverhältnisses und der wirtschaftlichen und der persönlichen Abhän-
gigkeit lassen sich Selbständige, abhängig Selbständige und Unselbständige folgender-
maßen unterscheiden: 

Tab. 2:  Einordnung der abhängigen Selbständigkeit 

 Selbständige Abhängig Selbständige* Unselbständige 

Rechtliche Grundlage Bürgerliches Recht Bürgerliches Recht Arbeitsrecht 

Machtgleichgewicht Wird unterstellt Wird unterstellt – real nicht gegeben Nicht gegeben 

Wirtschaftliche Abhängigkeit Nicht gegeben  Gegeben Gegeben 

Persönliche Abhängigkeit Nicht gegeben Nicht gegeben Gegeben 

* hier: Ein-Personen-Unternehmen mit Gewerbeschein 

Versicherungsagenten haben darüber hinaus einen Befähigungsnachweis für ihre Tä-
tigkeit zu erbringen. Im Juni 2006 wurden die Agenten in das Handelsvertretergesetz 
integriert, in dem das Vertragsverhältnis zwischen wirtschaftlich unterschiedlich mäch-
tigen Gruppen geregelt ist. Neben den Versicherungsagenten operieren auf dem Ver-
sicherungsmarkt auch Maklerinnen, die sich von ersteren lediglich dadurch unter-
scheiden, dass sie im Auftrag des Versicherungskunden tätig werden, während Agen-
ten von einem Versicherungsunternehmen beauftragt sind. Für Makler gilt ein eigener 
Gewerbeschein, der sich hinsichtlich der erforderlichen Qualifikationen aber nur 
unwesentlich von jenem der Agenten unterscheidet. Die überwiegende Mehrheit der 
Agenten und ein großer Teil der Makler sind als Ein-Personen-Unternehmen (EPU) 
tätig. Beschäftigen Agenten eigene Arbeitnehmerinnen, so gilt für diese der Kollektiv-
vertrag des Handels, der allerdings tendenziell geringere Standards gewährt als jener 
der Außendienstmitarbeiterinnen von Versicherungsunternehmen.  

Die Interessen der selbständigen Agentinnen werden durch die Wirtschaftskam-
mer, und zwar im Fachverband der Versicherungsagenten innerhalb der Sparte Han-
del, organisiert. Die Maklerinnen sind im Fachverband der Versicherungsmakler und 
Berater der Versicherungsangelegenheiten organisiert. Obwohl sich die Tätigkeiten 
und Befähigungsnachweise von Agentinnen und Maklerinnen, wie oben beschrieben, 
formal voneinander unterscheiden, besteht de facto eine Marktkonkurrenz um Versi-
cherungsnehmerinnen. Makler haben daher ein Interesse, den Wirkungsbereich der 
Agenten zu beschränken, während Agenten diesen auf möglichst viele potenzielle Ver-
tragspartner der Versicherungswirtschaft (Mehrfachagenten) ausdehnen und ein Ver-
bot sogenannter „Knebelverträge“ – vertragliche Beschränkung ihrer Tätigkeit für nur 
ein Versicherungsunternehmen – erzielen wollen. Derzeit gibt es laut Aussage eines 
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Interviewpartners (Interview 2) eine interessenspolitische Pattstellung zwischen den 
beiden Gruppen in der WKÖ. Im Jahr 2006 wurde daher ein eigener Verein, der In-
teressensverband der österreichischen Versicherungsagenten (IVVA) gegründet, um 
zum einen die internen Konflikte zu umgehen und zum anderen unabhängig von 
der WKÖ bei der Regierung und im Parlament für die Interessen der Agentinnen zu 
lobbyieren.

4.3 Neue industrielle Konflikte –  
verschwimmende Grenzen der Interessensverbände? 

Bis Ende der 1990er Jahre waren die Beschäftigungsbedingungen und die zu organi-
sierenden Interessen in der privaten Versicherungswirtschaft noch verhältnismäßig 
eindeutig. Die zwei zentralen Akteure – Wirtschaftskammer (WKÖ) respektive der 
Verband der Versicherungsunternehmen (VVO) einerseits und die Gewerkschaft der 
Privatangestellten andererseits (GPA-djp) – standen einander als Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmervertreter entlang der traditionellen Konfliktlinie zwischen Arbeit und 
Kapital bzw. zwischen unselbständig und selbständig Erwerbstätigen gegenüber. Wäh-
rend die Gewerkschaften primär auf eine Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen in den Tarifverhandlungen und auf gesetzlicher Ebene (z. B. Forderung ei-
nes gesetzlich abgesicherten Zuschlages für Mehrarbeit bei Teilzeitbeschäftigung) ab-
zielten, orientierte sich die Interessenspolitik der Wirtschaftsseite auf die entsprechen-
den Produktmarkt- und Arbeitgeberinteressen ihrer Klientel. Mit dem Trend zur 
personellen Auslagerung der Kundenakquise und -betreuung an solo-selbständige 
Agentinnen kam es allerdings zu einer Ausdifferenzierung von (potenziellen) Mit-
gliedern der Verbände und damit auch zu neuen Konfliktpotenzialen.  

Rekrutierungsfähigkeit 

Die Rekrutierungsfähigkeit von Unternehmerverbänden (Hypothese 1a) ist in Österreich 
durch die Pflichtmitgliedschaft in der WKÖ determiniert. Diese Pflichtmitgliedschaft 
führt zu einem 100%igen Organisationsgrad von Unternehmen, inklusive der EPU 
mit Gewerbeschein. Auf Seiten der Gewerkschaften haben die personellen Auslage-
rungstendenzen allerdings zu Problemen der Rekrutierung von potenziellen Mitglie-
dern geführt. Im theoretischen Teil dieses Beitrags haben wir argumentiert, dass mit 
der zunehmenden Verschiebung der Unternehmensteuerung hin zum Markt und zu-
netzwerkartigen Organisationsformen neue überbetriebliche Formen der gewerk-
schaftlichen Mitgliedergewinnung zum Einsatz kommen müssen. Die Rekrutierungs-
fähigkeit gerät in diesem Zusammenhang zunehmend unter Druck, da sich die Ge-
werkschaften aufgrund des verbreiteten Statuswechsels von unselbständig Beschäftig-
ten zu formal selbständigen Versicherungsagentinnen mit dem Problem der Abwande-
rung eines großen Teils ihrer (potenziellen) Klientel konfrontiert sehen. Diesen Trend 
beantworten die Gewerkschaften allerdings nur zögerlich. Im Jahr 2000 wurden im 
Zuge einer umfassenden Organisationsreform der GPA-djp Solo-Selbständige zwar 
als Mitglieder in eigenen Strukturelementen integriert, allerdings finden sich Versiche-
rungsagentinnen weder als freiwillige Mitglieder in den relevanten Strukturen – den 
Interessensgemeinschaften (IG work@flex für atypisch Beschäftigte und IG 
work@external für Tätige im Außendienst) – in erwähnenswertem Ausmaß, noch 
werden sie durch spezielle Angebote interessenspolitisch adressiert (Interview 5).  
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Die gewerkschaftliche Mitgliedergewinnung erfolgt und erfolgte überwiegend 
über betriebliche Ansprache. Beschäftigte im Außendienst von Versicherungen waren 
aufgrund ihrer Mobilität schon bisher durch Betriebsräte schwer zu erreichen. Der 
Statuswechsel zur Selbständigkeit kappt diese lose Verbindung vollständig, zumal 
Selbständige keinen rechtlichen Anspruch auf kollektive Interessensvertretung im Be-
trieb haben. Überbetriebliche Aktivitäten zur Mitgliedergewinnung und -bindung wä-
ren als Alternative und Ergänzung zu einem etwaigen betriebsrätlichen Engagement 
daher sinnvoll, um als Gewerkschaft Präsenz bei den Beschäftigten zu zeigen. Laut 
Aussage einer Interviewpartnerin (Interview 1) wird derzeit tatsächlich versucht, den ge-
ringen Organisationsgrad der angestellten (!) Außendienstmitarbeiterinnen durch direkte 
gewerkschaftliche Rekrutierungsmaßnahmen zu heben; der räumlichen und sozialen 
Fragmentierung der Beschäftigten wird mit persönlich adressierten Briefen durch die 
Gewerkschaft und – falls vorhanden – den Betriebsrat begegnet (Interview 1), um der 
Gewerkschaft „ein Gesicht zu verleihen“ und Beschäftigte zu einem Beitritt zu bewe-
gen. Dem gegenüber wird der zunehmenden Anzahl selbständiger Versicherungsagen-
ten durch keinerlei organisationspolitische oder individuelle Strategie der Gewerk-
schaften Rechnung getragen, was in einem Interview vor allem auf die fehlenden per-
sonellen und finanziellen Ressourcen zurückgeführt wurde (Interview 1).  

Der empirische Befund zu Hypothese 1b zeigt also, dass die GPA-djp weder selek-
tive Anreize (Ressourcenproblem) bietet, noch normative Bindungen erschließt. Letz-
teres stellt sich als ideologisches Problem dar, weil Agentinnen WKÖ-Pflicht-
mitglieder sind und daher automatisch der Wirtschaftsseite zugerechnet werden, auch 
wenn deren Arbeitsbedingungen eher jenen von Angestellten entsprechen. Selbständi-
ge Gewerbetreibende im Allgemeinen und Versicherungsagentinnen im Besonderen 
werden daher prinzipiell als Klientel der Wirtschaftskammer gesehen, und dadurch 
wird auch die „bipolare Weltsicht“ (Selbständige vs. Unselbständige bzw. Kapital vs. 
Arbeit) der Gewerkschaften aufrechterhalten.  

Interessensvereinheitlichung 

Auch die Interessensvereinheitlichung innerhalb der Unternehmerverbände steht auf-
grund der Fragmentierung des Arbeitsmarktes und von neuen Formen der Arbeits- 
und Betriebsorganisationen (personelle Auslagerungen) vor neuen Herausforderun-
gen. Diese Entwicklungen in Kombination mit der rechtlich verbindlichen Mitglied-
schaft von Gewerbetreibenden in der österreichischen Wirtschaftskammer haben zu 
einem eigenartigen Identitätsparadoxon geführt. Die überwiegend als Arbeitgeberor-
ganisation tätige Wirtschaftskammer weist mittlerweile bereits einen EPU-Anteil von 
mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder auf (WKÖ 2007). Die wachsende Anzahl von 
EPU in Unternehmensverbänden bedeutet auch, dass sich die innerverbandlichen Or-
ganisationslogiken und -prozesse der Interessensvereinheitlichung der Unternehmens-
verbände an jene der Gewerkschaften annähern. Im theoretischen Teil haben wir ar-
gumentiert, dass im Fall des Scheiterns der Interessensvereinheitlichung innerhalb von 
Verbänden neben einer vollständigen Abspaltung auch eine lose Interessensorganisa-
tion ohne Gesamtvereinheitlichung der Interessen denkbar sei. Die erste Form der In-
teressensorganisierung dürfte sich sowohl für die WKÖ als auch für die Gewerkschaft 
nur bedingt eignen, wie folgende Ausführungen zeigen.  
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Die jüngsten Veränderungen der Organisationssteuerung in der Versicherungs-
wirtschaft haben insbesondere innerhalb der Wirtschaftskammer zu nachhaltigen 
strukturellen Veränderungen geführt: Zehn Jahre lang waren die Versicherungsagen-
ten in einem Fachverband gemeinsam mit den Maklern innerhalb der WKÖ organi-
siert. Mit der stark steigenden Anzahl an solo-selbständigen Versicherungsagentin-
nen (s. Tab. 1 weiter oben) hat ein Konflikt zwischen diesen und den Maklern – 
entgegen dem bis heute vorherrschenden Trend der Zusammenführung artverwand-
ter Berufe in der WKÖ – im Jahr 2000 zu einer innerorganisatorischen Abspaltung 
der ersten Gruppe geführt. Der Konflikt zwischen Agenten und Maklern spitzte 
sich im Jahr 1997 zu, als das freie Gewerbe der Versicherungsagenten zu einem ge-
bundenen (heute: reglementierten) Gewerbe transformiert wurde. Neben der Auf-
nahme in die Gewerbeordnung, die auch den Nachweis der Berufsbefähigung vor-
sieht, wurde erstmals explizit festgeschrieben, dass Agentinnen für mehrere Unter-
nehmen tätig sein dürfen und dass eine Einschränkung ausschließlich durch einen 
privatrechtlichen Vertrag möglich sei (Interview 2). Zu diesem Zeitpunkt war die 
Anzahl der Versicherungsagenten sowohl insgesamt als auch innerhalb der Standes-
vertretung von Maklern und Agenten noch gering; ein großer Anteil arbeitete, laut 
Aussage des heutigen Fachverbandsvorsitzenden, ohne Gewerbeschein im unregu-
lierten Graubereich (Interview 2). Innerhalb des Fachverbandes entstand ein hefti-
ges Ringen um den Begriff des sogenannten „Mehrfachagenten“, den die Makler als 
Konkurrenten um Versicherungskunden sahen (Interview 4). Die Makler erreichten 
einen Erlass des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit, der die Mehrfachagen-
tur ausschloss, der allerdings einige Zeit später durch erfolgreiches Lobbying seitens 
der Agentinnen wieder revidiert wurde (Interview 2).  

Organisationspolitisches Ergebnis dieser Auseinandersetzung war die oben er-
wähnte Verselbständigung der Versicherungsagenten in einem eigenen Fachverband 
innerhalb der WKÖ. Der mangelnden Aggregationsfähigkeit in Bezug auf die Interes-
sen der beiden Gruppen wurde also mit der Gewährung einer teilweisen strukturellen 
Autonomie der Agentinnen begegnet. Da insbesondere in Gesetzgebungsverfahren 
ein einheitlicher Standpunkt der Gesamtorganisation WKÖ erforderlich ist, hat diese 
Trennung das Aggregationsproblem allerdings nur vordergründig entschärft. Mangels 
Durchsetzungsmacht innerhalb der Organisation haben die Versicherungsagenten 
mittlerweile einen externen Verein (Interessensverband der Österreichischen Versi-
cherungsagenten, IVVA) mit dem Ziel gegründet, ihre Anliegen unabhängig von der 
WKÖ zu verfolgen und durchzusetzen. Die Pflichtmitgliedschaft der WKÖ verhin-
dert, dass es zu einer vollständigen Sezession einer der beiden Gruppen aus der WKÖ 
kommt, was aus finanziellen Gründen wohl auch kaum realisierbar wäre und die Frage 
der Mitgliedschaft juristisch nicht eindeutig klären könnte. Die Verselbständigung ei-
nes Teilbereichs der Interessenspolitik – hier des Lobbyings – bei gleichzeitiger Nut-
zung der Service- und Verwaltungseinrichtungen der WKÖ dürfte aber eine kosten-
günstige und realisierbare Alternative sein. 

Auf Seiten der Gewerkschaft hält sich die Bereitschaft, selbständige Agenten zu 
rekrutieren, nicht nur aus Kapazitäts- und finanziellen Gründen in Grenzen, sondern 
wohl auch deshalb, weil man ihnen interessenspolitisch derzeit kaum etwas anzubieten 
hätte. Obwohl die GPA-djp in internationale Netzwerke und Initiativen zum Thema 
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Outsourcing und neue Formen der Selbständigkeit eingebunden ist (z. B. Uni Finan-
ce),4 hat sich das artikulierte Bewusstsein dieser Problematik noch nicht in eine aktive 
Interessenspolitik übersetzt. Organisationspolitisch bedeutet die fortgesetzte Konzen-
tration auf unselbständig Beschäftigte allerdings nicht nur, dass ein Teil der potenziel-
len Mitglieder abwandert, sondern auch, dass potenzielle Konflikte zwischen selbstän-
digen und unselbständigen Versicherungsvertreterinnen zumindest nicht direkt inner-
halb der Organisation thematisiert werden können und müssen, weil erstere nur in ei-
nem sehr geringen Ausmaß Mitglieder sind. Wenn wir davon ausgehen, dass die 
Durchsetzung von Interessen eine gewisse Marktmacht erfordert, die im Fall der indi-
vidualisierten Einzelunternehmen nur über Verbandszusammenschlüsse realisierbar 
ist, müsste die Gewerkschaft diese Organisationsmacht allerdings erst herstellen. Auch 
die in Österreich traditionell als funktionales Äquivalent forcierte „institutionelle 
Macht“ kann im Zusammenhang mit solo-selbständigen Agentinnen nicht zum Ein-
satz gebracht werden. Weder das Arbeits- noch das Kollektivvertragsrecht (Ausnah-
me: Sozialversicherungsrecht) sieht derzeit die Möglichkeit der Integration von abhän-
gigen Selbständigen vor.   

Die empirische Überprüfung der Hypothese 2 zeigt also, dass zwar auf der Seite der 
Gewerkschaft neue Strukturelemente für die Integration von Solo-Selbständigen insti-
tutionalisiert wurden, diese von der Gruppe der Versicherungsagenten jedoch kaum 
angenommen werden. Die Gewerkschaft unterbreitet den selbständigen Versiche-
rungsagentinnen de facto keine interessenspolitischen Angebote, weil ihr einerseits die 
Mittel fehlen und andererseits die maßgeblichen gewerkschaftlichen Akteure nicht in 
die Domäne der Wirtschaftskammer eindringen wollen (Ressourcen- und Ideologie-
problem). Auf Seiten der Unternehmerverbände beobachten wir – entsprechend unse-
rer These – eine organisationspolitische Ausdifferenzierung durch die Schaffung neuer 
interner und partiell entkoppelter Strukturen.  

Durchsetzungsfähigkeit 

Auf Seiten der Unternehmensverbände liegt, wie oben beschrieben, eine Aufspaltung 
der Organisation der Interessensdurchsetzung vor. Die ursprüngliche Organisation 
der Interessensdurchsetzung hat sich innerhalb der Wirtschaftskammer zum Teil auf-
gelöst, was zu der Herausbildung von drei unterschiedlichen Verbänden bzw. Grup-
pierungen mit unterschiedlichen interessenspolitischen Aufgaben geführt hat. (1) Dem 
Versicherungsverband Österreich (VVO) obliegen einerseits die Kollektivvertragsver-
handlungen, andererseits verfolgt er die (Produkt)Marktinteressen seiner Klientel ge-
genüber dem Gesetzgeber. (2) Der Fachverband der Versicherungsagenten der WKÖ 
vertritt die Interessen der Versicherungsagentinnen vor allem gegenüber großen Ver-
sicherungskonzernen und gegenüber dem Gesetzgeber (z.B. die Integration der Agen-
ten in das Handelsvertretergesetz). Der klassische Konflikt zwischen Kapital und Ar-
beit, d.h. der Konflikt zwischen ökonomisch mächtigen Versicherungskonzernen und 
                                                          
4  Die GPA ist Mitglied der Teilorganisation der Weltgewerkschaft UNI für Beschäftigte in 

der Finanzwirtschaft (uni finance). Im Jahr 2006 wurde laut Aussage einer Interviewpart-
nerin (Interview 1) bei einem internationalen Vernetzungstreffen der relevanten Gewerk-
schaften, das uni finance organisierte, auch über Auslagerungstendenzen und die Proble-
matik der abhängig Selbstständigen in diesem Bereich diskutiert. 
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nunmehr selbständigen Versicherungsagenten (vormals angestellte Versicherungsver-
treter), der vor einigen Jahren fast ausschließlich zwischen den Gewerkschaften und 
der Wirtschaftskammer ausgetragen wurde, hat sich primär in die Wirtschaftskammer 
verlagert. Um eine von den Interessen der Versicherungsunternehmen unabhängige 
Lobby für die Versicherungsagentinnen betreiben zu können, wurde zusätzlich (3) der 
Interessensverband der Versicherungsagenten gegründet, der organisatorisch außer-
halb der Wirtschaftskammer steht. Damit hat das Gremium der Versicherungsagenten 
die Möglichkeit, Interessenspolitik für ihre Klientel zu betreiben, die nicht mit den In-
teressen der Versicherungsunternehmen abgestimmt sein muss – also dem Erforder-
nis der mangelnden Fähigkeit der Interessensaggregation in der WKÖ Rechnung trägt.  

Die empirische Überprüfung der Hypothese 3a macht also deutlich, dass sich in-
nerhalb des Unternehmerverbandes im Bereich der Versicherungsagentinnen drei un-
terschiedliche Gruppierungen herausgebildet haben, die unterschiedliche interessens-
politische Aufgaben wahrnehmen. Die Gruppe der Agentinnen im Interessensverband 
der Versicherungsagenten (IVVA) erhält durch die partielle Abspaltung größere 
Handlungsspielräume und Durchsetzungsmacht, weil sie „mit einer Stimme“ ihre ho-
mogenen Interessenslagen artikulieren und durchsetzen kann. 

Die Umgehung weiter Teile des Arbeitsrechts durch personelle Auslagerungen 
führt auch dazu, dass den Gewerkschaften Machtquellen wie das Arbeitsrecht entzo-
gen sind. Dennoch besteht eine institutionelle Einbindung im Gesetzgebungsverfah-
ren, was beispielsweise zu einer Einbeziehung aller Solo-Selbständigen in die Arbeits-
losenversicherung seit 1.1.2008 geführt hat. In Bezug auf die Hypothese 3b finden wir, 
dass die neu geschaffenen Strukturen für Solo-Selbständige kaum mobilisierbare Mit-
glieder aufweisen, was die Durchsetzungsfähigkeit der Gewerkschaften im Bereich der 
politischen Ausgestaltung der Solo-Selbständigkeit schmälert. Die Probleme der Ver-
sicherungsagenten werden ignoriert, was in der Folge aber auch dazu führt, dass et-
waige Interessensdivergenzen zwischen Agenten und Versicherungsvertretern erst gar 
nicht in die Organisation hineingetragen werden. Langfristig bedeuten die personellen 
Auslagerungen für die Gewerkschaften aber einen Schwund der eigenen (potenziellen) 
Mitgliederbasis in der Versicherungswirtschaft und daher auch eine Einbuße an orga-
nisierter Macht in diesem Feld. 

5. Schlussfolgerungen 
Die seit einigen Jahren beobachtbare Externalisierung großer Teile der vormals un-
selbständig beschäftigten Außendienstmitarbeiter in der privaten Versicherungswirt-
schaft in Österreich fordert sowohl die Gewerkschaft als auch die Wirtschaftskammer 
in Bezug auf deren Organisationsfähigkeit, d.h. deren Fähigkeit zur Rekrutierung, In-
teressensvereinheitlichung und Interessensdurchsetzung, heraus.  

Während die Wirtschaftskammer aufgrund der verpflichtenden Mitgliedschaft 
von Gewerbetreibenden durch die beschriebene Entwicklung allerdings an Mitglie-
dern und deren Beiträgen gewonnen hat, sieht sich die Gewerkschaft mit einer zu-
nehmenden Ausdünnung ihrer Basis konfrontiert, obwohl ein Großteil der solo-selb-
ständigen Agenturen Merkmale eines abhängigen Arbeitsvertrags (wirtschaftliche 
Abhängigkeit, geringe Eigenkapitalausstattung) und diesem entsprechende Interessen 
(regelmäßiges Einkommen, Provisionsfortzahlungen etc.) aufweist. Die Ergebnisse 
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unserer Untersuchung legen dar, dass die Arbeitnehmerverbände nur zögerlich auf die 
zunehmende Heterogenisierung ihrer (potenziellen) Mitglieder reagieren. Die Arbeit-
geberverbände haben – nicht zuletzt aufgrund des größeren Problemdrucks (alle 
Agenten sind Pflichtmitglieder der WKÖ) – rascher auf die zunehmende verbands-
interne Austragung des neuen strukturellen Interessengegensatzes reagiert.  

Neben einer traditionell wettbewerbspolitischen und produktmarktorientierten Politik 
der Unternehmensverbände zielt die Interessenspolitik im Bereich der Versicherungsagen-
ten darauf ab, das Machtgefälle zwischen Versicherungsunternehmen und ihren Agentin-
nen zu reduzieren. Demgegenüber ist eine entsprechende Gewerkschaftspolitik, die auf 
die Produktmarktinteressen und Identitäten der selbständigen Versicherungsagenten ab-
stellt, bislang ausgeblieben, was nicht nur auf mangelnde personelle und finanzielle Res-
sourcen, sondern auch auf institutionalisierte Handlungs- und Denkroutinen der involvier-
ten Interessensvertreter hinweist: Solo-Selbständige werden – auch wenn sie einer kollekti-
ven Vertretung bedürfen – selbst von Gewerkschaftsmitarbeitern nicht als (prioritäre) 
Klientel der Arbeitnehmervertretungen wahrgenommen. Dass die selbständigen Versiche-
rungsagenten einen Gewerbeschein lösen müssen und damit Mitglieder der WKÖ sind, 
trägt zusätzlich zu dem nach wie vor dominanten „bipolaren Weltsicht“ (Selbständige/ 
Unternehmen vs. Arbeitnehmerinnen) bei.  

Dieser Beitrag hat aufgezeigt, dass die Interessen der selbständigen Agenten und 
unselbständig beschäftigten Außendienstmitarbeiter mehr Gemeinsamkeiten aufwei-
sen als jene von Versicherungsunternehmen und deren Agenten, die innerhalb dessel-
ben Verbandes organisiert sind. Wie eingangs theoretisch diskutiert, zeigt sich in dem 
untersuchten Feld, dass die Konflikte zwischen Arbeit und Kapital daher längst nicht 
mehr ausschließlich zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden verlaufen, 
sondern zunehmend verbandsintern ausgetragen werden. Diese Erkenntnisse lassen 
sich eingeschränkt auch auf andere Länder übertragen: Für die Organisationsfähigkeit 
der interessenspolitisch umfassenden Mitgliederorganisation Gewerkschaft dürfte die 
Zunahme abhängig Selbständiger generell problematisch sein. Sie sind machtpolitisch 
darauf angewiesen, ein Mindestmaß an Einheitlichkeit der Interessenslagen und Iden-
titäten ihrer Klientel herzustellen, um zu verhindern, dass Interessensdivergenzen mit 
Partikularismus beantwortet werden. Denn eine solche Entwicklung würde bedeuten, 
dass sich kleinere, meist durchsetzungsstarke Gruppen von der Gesamtorganisation 
abspalten, um ihre spezifischen Interessen zu artikulieren. Diese organisationsstruktu-
relle Verselbständigung von Interessen löst zwar kurzfristig das Problem der Interes-
sensaggregation; Solidarität und vor allem verhandlungsschwächere Gruppen erfahren 
dadurch allerdings eine Schwächung. Eine zentrale theoretische Schlussfolgerung  lau-
tet daher, dass der strukturelle Gegensatz zwischen Arbeit und Kapital auch im unter-
suchten Feld der Versicherungswirtschaft zwar nach wie vor bestehen bleibt, rezente 
Managementstrategien aber zu einer Verschleierung des industriellen Konflikts und zu 
einer Intensivierung der Konkurrenz zwischen den Beschäftigten beigetragen haben. 
Für die Verbände der industriellen Beziehungen bedeutet diese Entwicklung, selbst in 
dem nach wie vor stark institutionalisierten österreichischen System, die Herausforde-
rung, das wachsende Konfliktpotenzial organisatorisch zu bewältigen, und die macht-
politischen Vorteile einer umfassenden Organisationseinheit verschiedener Interessen 
und Identitäten hinreichend zu kommunizieren. 
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